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Ein reichbefrachtetes Traktandum für den Landtag 
Voranschlag 1988 und Finanzplanung 1988-1992, Nachtragskredite, TaK-Petition, Verfasswigsinitiative zum Staatsgerichtshof und Abfallgesetz 

Der Landtag wird am Mittwoch und 
Donnerstag seine letzte Sitzung in diesem 
Jahr abhalten und mit der Wahl des Lan­
desausschusses bis zum kommenden 
Frühjahr geschlossen. Vorher jedoch ha­
ben die Abgeordneten im Rahmen der 
zweitätigen Sitzung noch ein reichbe­
frachtetes Programm zu bewältigen, das 
nicht weniger als 26 verschiedene Tages­
ordnungspunkte vorsieht. Darunter be­
finden sich der Voranschlag für 1988, die 
Finanzplanung für die kommenden fünf 
Jahre, die FBP-Verfassungsinitiative zum 
Staatsgerichtshof und das Abfallgesetz. 

Z u  Beginn seiner zweitätigen Sitzung 
wird sich der Landtag mit der Detailbera­
tung des Gesetzes über den Tarif der 
Rechtsanwälte und Rechtsagenten, mit 
der Anhebung der staatlichen Ausbil­
dungsbeihilfen sowie mit der  Ausrichtung 
von Flächenbeiträgen zur Erhaltung der 

Soforthilfe an 
Unwetterschäden 

Bern (AP) Die von den verheerenden 
Unwettern dieses Sommers heimgesuch­
ten Kantone sollen vom Schweizer Bund 
für Strassenschäden und Restkosten über 
150 Millionen Franken erhalten. Der 
Bundesrat hat am Montag eine Botschaft 
über ausserordentliche Massnahmen zur 
Behebung der Unwetterschäden 1987 
dem Parlament zugeleitet. Die Vorlage 
ist eine einmalige Soforthilfe, die jedoch 
nur einen Teil der  Gesamtschäden von 
über 1,2 Milliarden abdeckt. Davon über­
nimmt die öffentliche Hand eine Mil­
liarde. 

Wie Bundesrat Leon Schlumpf vor der 
Presse erklärte, ist die Höhe der im Som­
mer innerhalb kurzer Zeit entstandenen 
Schäden einmalig in der  Geschichte der 
Schweiz. Die unter dem Eindruck des 
ausgezeichneten Spendenergebnisses ste­
hende Landesregierung habe mit der 
Vorlage ihr Versprechen nach einer ra­
schen und unbürokratischen Hilfe erfüllt. 
Die zwei Bundesbeschlüsse der Botschaft 
sollen in der  kommenden Märzsession 
von beiden Räten im dringlichen Verfah­
ren behandelt und wie geplant auf den 
1. August in Kraft gesetzt werden. 

Nach den neuesten Schätzungen von 
Ende November belaufen sich die Ge­
samtschäden in den von den Unwettern 
am stärksten betroffenen zehn Kantonen 
auf über  1,2 Milliarden Franken. 

Trinkwasser gefährdet 
Passau (AP) Die Ölpest auf der Donau 

hat möglichweise sowohl auf deutscher 
als auch auf österreichischer Seite zu ei­
ner Verschmutzung des Grundwassers 
geführt. Eine Gefährdung des Trinkwas­
sers könne nicht mehr ausgeschlossen 
werden, sagte der  stellvertretende Leiter 
des Passauer Ordnungsamtes, Werner 
Mayer, am Montag. 

Durch die Kälte habe das ö l  Flocken 
gebildet, die auf den Grund des Flusses 
abgesunken seien. D a  das Trinkwasser 
von der Flusssohle abgeleitet werde, 
müssten jetzt schnellsten Analysen vorge­
nommen werden, sagte Mayer. Unterdes­
sen wurden nach Augenzeugenberichten 
mehrere tote Fische an der Donau ent­
deckt. 
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Magerwiesen beschäftigen und die Geset­
ze voraussichtlich ohne Abstriche verab­
schieden. Im Grundsatz waren während 
der ersten Lesung alle drei Vorlagen un­
bestritten. 

FBP-Verfassungsinitiative 
Mehr Diskussionen dürfte die FBP-

Verfassungsinitiative zur Änderung des 
Staatsgerichtshofgesetzes auslösen, da 
die VU-Fraktion einerseits das Vorhaben 
d e r F B P  nicht wohlwollend begrüsste, auf 
der anderen Seite selbst ein Postulat zur 
Überprüfung des Staatsgerichtshofgeset­
zes einbrachte. Die V U  hat nach ihren 
bisherigen Verlautbarungen zu erkennen 
gegeben, dass sie ihr Doppelspiel weiter­
zuführen gedenkt: Zum einen wird dem 
Präsidenten des Staatsgerichtshofes in al­
ler Öffentlichkeit der  Rücktritt nahege­
legt, zum anderen wird die FBP-Initiati-
ve, die nach Verabschiedung der Ände­
rungen im Staatsgerichtshofgesetz den 
Weg zur Neuwahl des Staatsgerichtshofes 
öffnen würde, abgelehnt. 

Neues Abfallgesetz 
Erstmals in Behandlung ziehen wird 

der Landtag die neue Gesetzesvorlage 
über die Beseitigung des Abfalls, die das 
Verursacherprinzip in den Mittelpunkt 
stellt. Mit dem neuen Gesetz sollen auch 
die Zuständigkeiten neu geregelt werden, 
da bisher die Gemeinden weitgehend für 
die Beseitigung des Abfalls verantwort­
lich waren, aber diese Dezentralisierung 

der Abfallentsorgung nicht mehr den 
heutigen Ansprüchen ganz gerecht wird. 
Gemäss dem Verursacherprinzip schreibt 
das Gesetz die Einhebung von Umlagen 
durch die Gemeinden zwingend vor. 

Kredit und Nachtragskredit 
Eine Reihe von Vorlagen, die der 

Landtag zu beraten hat, haben einen fi­
nanziellen Hintergrund. Für den Erweite­
rungsbau des Heilpädagogischen Zen­
trums in Schaan verlangt die Regierung 
einen Kredit von einem Drittel der auf 
1,250 Millionen Franken veranschlagten 
Bau- und Einricbtungskostefi. Zum 
Staatshaushalt 1987 legt die Regierung 
einen zweiten summarischen Nachtrags­
kredit in Höhe von 4,5 Millionen Franken 
vor. Im weiteren steht das Budget für die 
AHV-IV-FAK-Anstalten, die Liechten­
steinischen Kraftwerke und die Liechten­
steinische Gasversorgung zur Genehmi­
gung an. Schliesslich legte die Regierung 
einen Bericht über den Bestand an 
Staatsbeamten und Staatsangestellten vor 
und beantragt beim Landtag die Bewilli­
gung von sieben neuen Stellen für die 
Staatsverwaltung. 

Abkommen und Berichte 
Auf der  umfangreichen Traktandenli­

ste stehen auch einige Berichte der Re­
gierung, die vom Landtag zur Kenntnis 
genommen werden. Einer dieser Berichte 
befasst sich mit d n eidgenössischen 

Rechtsvorschriften im Bereich des Um­
weltschutzes, die auch für unser Land 
über den Zollvertrag gültig sind. Im wei­
teren ersucht die Regierung den Landtag 
um Zustimmung zum zweiten Zusatzab­
kommen im Bereich der sozialen Sicher­
heit zwischen Österreich und Liechten­
stein, das von Aussenminister Mock und 
Regierungsrat Wolff bereits unterzeich­
net worden ist. Berichte der  Regierung 
liegen auch zu verschiedenen parlamenta­
rischen Vorstössen wie Umwelterzie­
hung, Projekt eines naturkundlichen 
Zentrums, Verbot von Rampenheizun­
gen oder die Abstimmung der Verkehrs­
planung mit den Nachbarländern. 
Budget 1988 und Finanzplanung 

Im Zentrum der Landtagssitzung wird 
jedoch zweifellos die Beratung des Bud­
gets für das Jahr 1988 und die Finanzpla­
nung der Jahre 1988 bis 1992 stehen. Die 
Regierung legte dem Landtag einen Vor­
anschlag vor, der  in der laufenden Rech­
nung bei Aufwendungen von 294.0 Mil­
lionen Franken und Erträgen von 365,8 
Millionen Franken ein Brutto-Ergebnis 
von 71,8 Millionen Franken aufweist. 
Nach Abschreibungen von 63,2 Millionen 
Franken verbleibt ein Ertragsüberschuss 
von 8,6 Millionen Franken. In der Inve­
stitionsrechnung ergibt sich nach den 
Schätzungen des Voranschlages ein Fehl­
betrag von 2,5 Millionen Franken, was 
gleichzeitig auch dem Defizit der Ge­
samtrechnung entspricht. 

BIL expandiert in der Vermögensverwaltung 
Erwerb der New Yorker Vermögensverwaltungsgesellschaft Trainer, Wortham & Company 

Die Bank in Liechtenstein (BIL) hat 
gestern in Vaduz und Zürich die Über­
nahme der New Yorker Vermögensver­
waltungsgesellschaft Trainer, Wortham 
& Company (TW) bekanntgegeben. Die 
erworbene Firma soll in die bereits beste­
hende UL-BIL-Tochter BIL Manage­
ment Inc. integriert werden. Die neue, 
erweiterte Gesellschaft wird unter dem 
Namen BIL, Trainer Wortham Inc. auf­
treten. 

An der Presseorientierung in Vaduz, 
durchgeführt von Direktor Remo Hedi­
ger und dem Leiter der  Informationsab­
teilung, Werner Ospelt, wurde die von 
der  BIL übernommene Firma Trainer, 
Wortham & Company (TW) näher vorge­
stellt. Die Firma T W  wurde 1924 gegrün­
det und ist eine der ältesten, unabhängi­
gen Vermögensverwaltungsgesellschaften 
in den USA. Gesamthaft verwaltet sie 
rund 1 Milliarde US-Dollar an Vermö­
gen, vor allem für Privatkunden. 

Wie der  Präsident des Verwaltungsra­
tes der BIL, Christian Norgren, im Rah­
men einer Pressekonferenz in Zürich er­
klärte, unterstreicht die Akquisition der 
Trainer, Wortham & Company Inc. das 
langfristige Engagement der BIL im ame­
rikanischen Markt. Dieser Schritt ent­
spricht der  Strategie der BIL, mit eigenen 
Tochtergesellschaften weltweit operativ 
tätig zu sein und stellt nach Meinung von 
Christian Norgren «eine weitere Verbes­
serung der  Dienstleistungen der BIL im 
Bereich der Vermögensverwaltung für 
private und institutionelle Kunden dar. 
Trainer, Wortham & Company Inc. ist 
stark im amerikanischen Markt veran­
kert. Durch die Fusion kann eine interna­
tionale Vermögensverwaltung offeriert 
werden, was für den amerikanischen In­
vestor zunehmend wichtiger wird.» 

Die New Yorker Geschäftsleitung wird 
bestehen aus den Herren Charles V .  
Moore (Vorsitz), Francesco Andina (Stv. 

Charakter einer Kulturinstitution abgesprochen 
Stellungnahme der Regierung z u  der vom VU-Abg. Günther Wohlwend eingereichten TaK-Petition 

Mit dieser Petition wird dem Theater 
am Kirchplatz in Schaan der Charakter 
einer Kulturinstitution abgesprochen. 
Das Tak wird zum Kommerz, die von ihm 
vermittelte Kultur wird von Staat und 
Gesellschaft ausgegrenzt und als «auslän­
dische Sache» dargestellt. - Dies hält die 
Regierung in ihrer Stellungnahme zur Pe­
tition fest, die vom VU-Abgeordneten 
Günther Wohlwend im Landtag einge­
reicht wurde und mit 700 Unterschriften 
versehen ist. Die Stellungnahme steht in 
der Landtagssitzung vom kommenden 
Mittwoch und Donnerstag zur Diskus­
sion. 

Die Petenten, allen voran der VU-Ab-
geordnete Wohlwend, verlangen, dass 
das T a K  vom Land jährlich nurmehr eine 
Subvention von maximal 500000 Franken 
erhalten solle, die vermehrt zur Förde­
rung einheimischer Kultur einzusetzen 
seien. Zudem müssten kommerzielle An­
lässe durch eigene Leistungen nach dem 
Verbraucher- oder  Verursacherprinzip 
erwirtschaftet werden. Sollte die Petition 

nicht verwirklicht werden, so werde man 
sich vorbehalten, über  das TaK eine 
Volksabstimmung einzuleiten. 

Kultur lässt sich nicht eingrenzen 
Die Petition übersehe, so die Regie­

rung in ihren grundsätzlichen Überlegun­
gen, dass unser Staat einheimischen Kul­
turschaffenden, vor allem Vereinen und 
Verbänden, reiche finanzielle Unterstüt­
zung zukommen lasse. Kultur könne aber 
nicht eng begrenzt auf unser Land bezo­
gen verstanden werden. Wir müssten uns 
auch stets vor Augen halten, dass Kultur 
in erster Linie mit dem Menschen in Be­
ziehung stehe. Das sei das Entscheiden­
de, und deshalb könnten wir auf Kultur 
nicht verzichten. Kunst und Kultur Hes­
sen sich auch nicht eingrenzen. «Sie leben 
von der Offenheit, von der grenzüber­
schreitenden Kommunikation, von der 
Begegnung über Völker hinweg. Es wäre 
falsch zu glauben, dass sich Kultur und 
Kunst nur auf das heimatliche Erbgut 
erstrecken», schreibt die Regierung wei-

Grosshandelspreise 
leicht rückgängig 

Bern (AP) Die Grosshandelspreise 
sind im November gegenüber dem Vor­
monat leicht um 0,1 Prozentpunkte zu­
rückgegangen. Dennoch registrierte das 
Bundesamt für Statistik (BFS) erstmals 
seit dem Dezember 1985 wieder eine Zu­
nahme des Grosshandelspreisindexes in­
nert Jahresfrist. Mit dem Anstieg um 0,4 
Prozent liegt der  Index nun auf 169,4 
Punkten (1963=100 Punkte), wie das 
BFS am Montag mitteilte. 

Dem November-Index kommt beson­
dere Bedeutung zu, weil e r  als Basis zur 
Berechnung der aktuellen Jahresteue­
rung dient. Im Vorjahr war der  Index 
innert Monatsfrist um 0,8 Prozent gesun­
ken; die Grosshandelspreise waren im 
Jahresdurchschnitt um 4,4 Prozent billi­
ger geworden. In diesem Jahr  haben sich 
die Grosshandelspreise laut BFS bis Ende 
November im Durchschnitt um 2,2 Pro­
zent verbilligt. 

Die Abschwächung des Totalindexes 
gegenüber dem Vormonat ist auf tiefere 
Preise der Gruppen Energieträger und 
Hilfsstoffe (minus 1,6 Prozent) sowie 
Konsumgüter (minus 0,1 Prozent) zu­
rückzuführen. Hingegen stieg die In­
dexziffer der Rohstoffe und Halbfabrika­
te (plus 0,2 Prozent) an. Nach Herkunft 
der Produkte ergab sich bei den Im­
portwaren ein Indexrückgang um 0,8 Pro­
zent, während die Inlandwaren um 0,1 
Prozent teurer wurden. 

Der  Anstieg des Totalindexes innert 
Jahrefrist setzt sich zusammen aus höhe­
ren Preisen für Konsumgüter (plus 0,8 
Prozent) sowie für Rohstoffe und Halbfa­
brikate (plus 0,3 Prozent). Dagegen bil­
deten sich die Preise für Energieträger 
und Hilfsstoffe um 0,6 Prozent zurück. 

Vorsitz), A. Alexander Arnold, III, Da­
vid P. Como, H. Williamson Ghriskey, 
H. Williamson Ghriskey, Jr. ,  Tracy Hen-
derson und James T. Rea. 

Die Bank in Liechtenstein A G  weist 
per 30. November 1987 eine konsolidierte 
Bilanzsumme von 5,5 Milliarden Franken 
(4.1 Milliarden US-Dollar, Umrech­
nungskurs 1,33 Franken) und Eigene Mit­
tel von 578 Millionen Franken (435 Mil­
lionen US-Dollar) aus. Die Aktien der 
BIL befinden sich praktisch zur Gänze im 
Gesitz der Fürst von Liechtenstein-Stif­
tung. 

Die Fürst von Liechtenstein-Stiftung, 
die vom Wirtschaftsmagazin «BILANZ» 
als eine der grössten Verliererin des 
«Börsen-Crash» bezeichnet wurde, ver­
waltet das Privatvermögen des Fürsten 
von Liechtenstein. Zur  Stiftung gehören 
neben der BIL bedeutende Ländereien 
und Immobilien in Europa und in den 
USA, die weltberühmte Kunstsammlung 
sowie Industriebeteiligungen. 

ter. Eine solche Anschauung würde die 
gesellschaftliche und staatliche Entwick­
lung, insbesondere die Geschichte unse­
res Staates, verkennen. 
Subventionen sind gerechtfertigt 

Die Petenten sind der Auffassung, dass 
dem TaK zuviel staatliche Subventionen 
zukommen. Dabei werde übersbhen, so 
die Regierung weiter, dass das TaK wie 
(kaum eine andere Kulturinstitution Ei­
genleistungen erbringe und Geld erwirt­
schafte, die die vom Staat gewährten Gel­
der rechtfertigen würden. Die Petition 
nehme auch keine Rücksicht auf die wirt­
schaftliche Bedeutung, die das TaK für 
Staat und Gemeinde Schaan einnehme. 
So zeige eine Untersuchung auf, dass 
Kultursubventionen keinen Einbahnver­
kehr vom Staat zu den Instituten auslö­
sen, sondern vielmehr zu regem Zirkula­
tionsverkehr zwischen Staat, Instituten, 
Wirtschaft und Privatpersonen führen 
würden. 

(Fortsetzung a u f  Seite 2) 

Neuer Roman 
«Alles Töchter aus guter Familie» 

heisst unser neuer Roman, bei des­
sen Lektüre wir allen Leserinnen 
und Lesern viel Vergnügen wün­
schen, weil es sich um einen heite­
ren Romanm handelt. 

«Ich bin das schwarze Schaf in 
meiner Familie. Dabei verstehe ich 
das gar nicht. Alle fanden, ich sei so 
ein nettes Kind.» Pony, 16 Jahre 
jung, ist ein ebenso vorwitziges wie 
liebenswertes Mädchen, das keinem 
Abenteuer aus dem Weg geht. Und 
das ausgerechnet als Stieftochter 
von Herrn Federmann, der  doch so 
gerne in den Bundestag gewählt 
werden möchte . . .  Als nun auch 
noch der Klassenschrank in die Luft 
fliegt, in dem eigentlich nur die La­
teinarbeiten verbrennen sollten, ist 
das Mass voll: Pony kommt in ein 
teures Pensionat am Starnberger 
See. Aber was dort so alles ge­
schieht, hätten sich die Mädchen 
(oder gar ihre Eltern) nicht träumen 
lassen. Was ist plötzlich mit dem 
Schwärm der Schülerinnen, Dr .  
Bork, los? Warum ist die liebens­
werte Französischlehrerin Marcelle 
oft so traurig? Und vor allem: Wel­
ches Geheimnis umgibt die rassige 
Turnlehrerin Valeska Loring? Pony 
beschliesst, den Dingen auf die Spur 
zu kommen. Und dann passiert et­
was Entsetzliches: Man findet eine 
T o t e . . .  
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